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Bauarbeitenkoordinationsgesetz

Bundesgesetz über die Koordination bei Bauarbeiten (Bauarbeitenkoordinationsge-
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Beachte für folgende Bestimmung

Verfassungsbestimmung

Text

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von 
Vorschriften, wie sie in Art. II des Bauarbeiten-
koordinationsgesetzes enthalten sind, sowie die 
Vollziehung dieser Vorschriften sind auch in jenen 
Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das 
B-VG etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vor-
schriften geregelten Angelegenheiten können un-
mittelbar von Bundesbehörden versehen werden.

Artikel II

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz soll Sicherheit und 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer auf Baustel-

len durch die Koordinierung bei der Vorbereitung 
und Durchführung von Bauarbeiten gewährleisten.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt für alle Baustellen, 
auf denen Arbeitnehmer beschäftigt werden.

(3) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für die Beschäf-
tigung von

1. Arbeitnehmern der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die nicht in Betrieben be-
schäftigt sind;

2. Arbeitnehmern des Bundes in Dienststellen, 
auf die das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz 
(B-BSG), BGBl. I Nr. 70/1999, anzuwenden 
ist;

3. Arbeitnehmern in land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben im Sinne des Landarbeitsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 287.

(4) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Bohr- und 
Förderarbeiten in mineralgewinnenden Betrie-
ben, die dem Mineralrohstoffgesetz, BGBl. I Nr. 
38/1999, unterliegen.

(5) Dieses Bundesgesetz gilt unbeschadet der im 
Bundesgesetz über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutz-
gesetz - ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, geregelten 
Verpflichtungen der Arbeitgeber, für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der 
Arbeit zu sorgen.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Bauherr im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist eine natürliche oder juristische Person oder 
sonstige Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, in 
deren Auftrag ein Bauwerk ausgeführt wird.

(2) Projektleiter im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist eine natürliche oder juristische Person oder 
sonstige Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, 
die vom Bauherrn mit der Planung, der Ausführung 
oder der Überwachung der Ausführung des Bau-
werks beauftragt ist. Als Projektleiter kann auch 
ein fachkundiger Dritter bestellt werden, der Ar-
beiten im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben 
im Auftrag des Bauherrn durchführt.

(3) Baustellen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche 
Baustellen, an denen Hoch- und Tiefbauarbeiten 
durchgeführt werden. Dazu zählen insbesondere 
folgende Arbeiten: Aushub, Erdarbeiten, Bauar-
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beiten im engeren Sinn, Errichtung und Abbau von 
Fertigbauelementen, Einrichtung oder Ausstattung, 
Umbau, Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, 
Abbrucharbeiten, Wartung, Instandhaltungs-, Ma-
ler- und Reinigungsarbeiten, Sanierung.

(4) Vorbereitungsphase ist der Zeitraum vom Be-
ginn der Planungsarbeiten bis zur Auftragsvergabe.

(5) Ausführungsphase ist der Zeitraum von der Auf-
tragsvergabe bis zum Abschluß der Bauarbeiten.

(6) Koordinator für Sicherheit und Gesundheits-
schutz für die Vorbereitungsphase im Sinne dieses 
Bundesgesetzes (Planungskoordinator) ist eine 
natürliche oder juristische Person oder sonstige 
Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, die vom 
Bauherrn oder Projektleiter mit der Durchführung 
der in § 4 genannten Aufgaben für die Vorberei-
tungsphase des Bauwerks betraut wird.

(7) Koordinator für Sicherheit und Gesundheits-
schutz für die Ausführungsphase im Sinne dieses 
Bundesgesetzes (Baustellenkoordinator) ist eine 
natürliche oder juristische Person oder sonstige 
Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, die vom 
Bauherrn oder Projektleiter mit der Durchführung 
der in § 5 genannten Aufgaben für die Ausfüh-
rungsphase des Bauwerks betraut wird.

(8) Selbständiger ist eine Person, die nicht Arbeit-
geber oder Arbeitnehmer ist und die ihre berufliche 
Tätigkeit zur Ausführung des Bauwerks ausübt.

(9) Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten 
personenbezogenen Bezeichnungen (z.B. Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber, Bauherr, Projektleiter, Koordi-
nator) gilt die gewählte Form für beide Geschlechter.

(10) Die in diesem Bundesgesetz enthaltenen Ver-
weise auf andere Bundesgesetze gelten als Ver-
weise auf die jeweils geltende Fassung.

Bestellung von Koordinatoren für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz

§ 3. (1) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig 
oder aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehre-
rer Arbeitgeber tätig, so hat der Bauherr einen 
Planungskoordinator für die Vorbereitungsphase 
und einen Baustellenkoordinator für die Ausfüh-
rungsphase zu bestellen. Dieselbe Person kann 
Planungs- und Baustellenkoordinator sein. Der 
Bauherr kann die Aufgaben des Planungs- und 
Baustellenkoordinators selbst wahrnehmen, wenn 
er die Voraussetzungen nach Abs. 3 erfüllt.

(2) Als Koordinator kann eine natürliche oder ju-
ristische Person oder sonstige Gesellschaft mit 
Rechtspersönlichkeit bestellt werden. Bei Bestel-
lung einer juristischen Person oder sonstigen Ge-
sellschaft mit Rechtspersönlichkeit hat diese eine 
oder mehrere natürliche Personen zur Wahrneh-
mung der Koordinationsaufgaben für sie zu benen-
nen. § 3 Abs. 4 dritter und vierter Satz gilt.

(3) Als Koordinator darf nur eine Person bestellt 
werden, die über eine für die jeweilige Bauwerks-
planung oder Bauwerksausführung einschlägige 
Ausbildung und eine mindestens dreijährige ein-
schlägige Berufserfahrung verfügt. Dazu zählen 
insbesondere Baumeister und Personen, die eine 
sonstige baugewerbliche Ausbildung erfolgreich 
abgeschlossen haben, sowie Personen, die ein 
Universitätsstudium, ein Fachhochschulstudium, 
eine höhere technische Lehranstalt oder eine ver-
gleichbare Ausbildung jeweils auf dem Gebiet des 
Hoch- oder Tiefbaus erfolgreich abgeschlossen 
haben. Wird eine juristische Person oder sonstige 
Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit zum Koordi-
nator bestellt, müssen diese Voraussetzungen von 
jeder gemäß Abs. 2 benannten natürlichen Person 
erbracht werden.

(4) Die Bestellung des Planungskoordinators 
hat zu Beginn der Planungsarbeiten zu erfolgen. 
Die Bestellung des Baustellenkoordinators hat 
spätestens bei Auftragsvergabe zu erfolgen. Die 
Bestellung mehrerer Personen zu nacheinander 
tätigen Planungs- oder Baustellenkoordinatoren 
ist zulässig. Die Bestellung mehrerer Personen zu 
nebeneinander tätigen Planungs- oder Baustellen-
koordinatoren ist nur zulässig, wenn deren Ver-
antwortungsbereiche räumlich klar voneinander 
abgegrenzt sind.

(5) Ist in Katastrophenfällen, bei unaufschieb-
baren oder bei kurzfristig zu erledigenden Arbeiten 
eine rechtzeitige Bestellung gemäß Abs. 4 nicht 
möglich und müssen die Arbeiten aber fortgesetzt 
werden, so ist die Bestellung so rasch wie möglich, 
spätestens jedoch am Tag des Beginns der fortge-
setzten Arbeiten, nachzuholen.

(6) Die Bestellung hat schriftlich zu erfolgen. Sie ist 
nur wirksam, wenn ihr der Bestellte nachweislich 
zugestimmt hat.
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Vorbereitung des Bauprojekts

§ 4. (1) Der Bauherr hat dafür zu sorgen, dass die 
allgemeinen Grundsätze der Gefahrenverhütung 
gemäß § 7 ASchG bei Entwurf, Ausführungspla-
nung und Vorbereitung des Bauprojekts berück-
sichtigt werden, insbesondere bei der architek-
tonischen, technischen und organisatorischen 
Planung, bei der Einteilung der Arbeiten, die gleich-
zeitig oder nacheinander durchgeführt werden, 
und bei der Abschätzung der voraussichtlichen 
Dauer für die Durchführung dieser Arbeiten.

(2) Der Planungskoordinator hat

1. die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze 
der Gefahrenverhütung gemäß § 7 ASchG bei 
Entwurf, Ausführungsplanung und Vorberei-
tung des Bauprojekts zu koordinieren,

2. einen Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
plan gemäß § 7 auszuarbeiten oder ausarbei-
ten zu lassen,

3. darauf zu achten, daß der Bauherr oder der 
Projektleiter, wenn ein solcher eingesetzt ist, 
den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 
berücksichtigt,

4. eine Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 8 
zusammenzustellen,

5. darauf zu achten, daß der Bauherr oder der 
Projektleiter, wenn ein solcher eingesetzt ist, 
die Unterlage gemäß § 8 berücksichtigt.

Ausführung des Bauwerks

§ 5. (1) Der Baustellenkoordinator hat zu koordi-
nieren:

1. die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze der 
Gefahrenverhütung gemäß § 7 ASchG bei der 
technischen und organisatorischen Planung, 
bei der Einteilung der Arbeiten, die gleichzeitig 
oder nacheinander durchgeführt werden, bei 
der Abschätzung der voraussichtlichen Dauer 
für die Durchführung dieser Arbeiten sowie bei 
der Durchführung der Arbeiten,

2. die Umsetzung der für die betreffende Bau-
stelle geltenden Bestimmungen über Sicher-
heit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit,

3. die Überwachung der ordnungsgemäßen An-
wendung der Arbeitsverfahren.

(2) Der Baustellenkoordinator hat darauf zu ach-
ten, daß

1. die Arbeitgeber den Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzplan anwenden,

2. die Arbeitgeber die allgemeinen Grundsätze 
der Gefahrenverhütung gemäß § 7 ASchG an-
wenden,

3. die auf der Baustelle tätigen Selbständigen 
den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 
und die allgemeinen Grundsätze der Gefah-
renverhütung gemäß § 7 ASchG anwenden, 
wenn dies zum Schutz der Arbeitnehmer erfor-
derlich ist.

(3) Der Baustellenkoordinator hat

1. die Zusammenarbeit und die Koordination 
der Tätigkeiten zum Schutz der Arbeitnehmer 
und zur Verhütung von Unfällen und berufsbe-
dingten Gesundheitsgefährdungen zwischen 
den Arbeitgebern zu organisieren und dabei 
auch auf der Baustelle tätige Selbständige 
einzubeziehen,

2. für die gegenseitige Information der Arbeitge-
ber und der auf der Baustelle tätigen Selbstän-
digen zu sorgen,

3. den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan 
und die Unterlage unter Berücksichtigung des 
Fortschritts der Arbeiten und eingetretener 
Änderungen anzupassen oder anpassen zu 
lassen,

4. die erforderlichen Maßnahmen zu veranlas-
sen, damit nur befugte Personen die Baustelle 
betreten.

(4) Stellt der Baustellenkoordinator bei Besichti-
gungen der Baustelle Gefahren für Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer fest, hat er unver-
züglich den Bauherrn oder den Projektleiter sowie 
die Arbeitgeber und die allenfalls auf der Baustelle 
tätigen Selbständigen zu informieren. Der Baustel-
lenkoordinator hat das Recht, sich an das Arbeits-
inspektorat zu wenden, wenn er der Auffassung 
ist, daß die getroffenen Maßnahmen und bereit-
gestellten Mittel nicht ausreichen, um die Sicher-
heit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
sicherzustellen, nachdem er erfolglos eine Besei-
tigung dieser Mißstände verlangt hat.
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Vorankündigung

§ 6. (1) Der Bauherr hat eine Vorankündigung zu 
erstellen für Baustellen, bei denen voraussichtlich

1. die Dauer der Arbeiten mehr als 30 Arbeits-
tage beträgt und auf denen mehr als 20 Ar-
beitnehmer gleichzeitig beschäftigt werden, 
oder

2. deren Umfang 500 Personentage übersteigt.

(2) Die Vorankündigung ist spätestens zwei Wo-
chen vor Beginn der Arbeiten an das zuständige Ar-
beitsinspektorat zu übermitteln. In Katastrophen-
fällen, bei unaufschiebbaren oder bei kurzfristig 
zu erledigenden Arbeiten, ist die Vorankündigung 
spätestens am Tag des Arbeitsbeginnes zu über-
mitteln. Zum Zweck der Kontrolle von Baustellen 
ist die Vorankündigung auch an die Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse (§ 14 des Bauar-
beiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes – BUAG, 
BGBl. Nr. 414/1972) zu übermitteln. Die Voran-
kündigung an das Arbeitsinspektorat und an die 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse kann 
auch elektronisch mittels Webanwendung vorge-
nommen werden.

(3) Die Vorankündigung ist sichtbar auf der Bau-
stelle auszuhängen.

(4) Die Vorankündigung muß beinhalten:

1. das Datum der Erstellung,

2. den genauen Standort der Baustelle,

3. Name und Anschrift des Bauherrn, des Pro-
jektleiters und der Planungs- und Baustellen-
koordinatoren,

4. Angaben über die Art des Bauwerks,

5. Angaben über den voraussichtlichen Beginn 
der Arbeiten und über deren voraussichtliche 
Dauer,

6. Angaben über die voraussichtliche Höchstzahl 
der Beschäftigten auf der Baustelle,

7. Angaben über die Zahl der dort tätigen Unter-
nehmen und Selbständigen,

8. die Angabe der bereits beauftragten Unterneh-
men.

(5) Die Vorankündigung ist bei Änderungen anzu-
passen.

Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan

§ 7. (1) Der Bauherr hat dafür zu sorgen, daß vor 
Eröffnung der Baustelle ein Sicherheits- und Ge-
sundheitsschutzplan erstellt wird für Baustellen, 
für die eine Vorankündigung gemäß § 6 erforder-
lich ist und für Baustellen, auf denen Arbeiten zu 
verrichten sind, die mit besonderen Gefahren für 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer ver-
bunden sind.

(2) Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer ver-
bunden sind, sind insbesondere:

1. Arbeiten, bei denen die Gefahr des Absturzes, 
des Verschüttetwerdens oder des Versinkens 
besteht, wenn diese Gefahr durch die Art der 
Tätigkeit, die angewandten Arbeitsverfahren 
oder die Umgebungsbedingungen auf der Bau-
stelle erhöht wird, wie Arbeiten im Verkehrsbe-
reich oder in der Nähe von Gasleitungen,

2. Arbeiten, bei denen die Arbeitnehmer gefähr-
lichen Arbeitsstoffen ausgesetzt sind, die ent-
weder eine besondere Gefahr für die Sicherheit 
und die Gesundheit der Arbeitnehmer darstel-
len oder für die Eignungs- und Folgeuntersu-
chungen gemäß der Verordnung über die Ge-
sundheitsüberwachung am Arbeitsplatz (VGÜ), 
BGBl. II Nr. 27/1997, vorgeschrieben sind,

3. Arbeiten mit ionisierenden Strahlen, die die 
Festlegung von Kontroll- oder Überwachungs-
bereichen gemäß dem Strahlenschutzgesetz, 
BGBl. Nr. 227/1969, erfordern,

4. Arbeiten in der Nähe von Hochspannungslei-
tungen,

5. Arbeiten, bei denen die Gefahr des Ertrinkens 
besteht,

6. Brunnenbau, unterirdische Erdarbeiten und 
Tunnelbau,

7. Arbeiten mit Tauchgeräten,

8. Arbeiten in Druckkammern,

9. Arbeiten, bei denen Sprengstoff eingesetzt 
wird,

10. die Errichtung oder der Abbau von schweren 
Fertigbauelementen.


